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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Umsiedlung von Heimatvertriebenen aus den Ländern 
Bayern, Niedersachsen und Schleswig -Holstein 

- Nr. 1618 der Drucksachen 

mit den 

Beschlüssen des 22. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsiedlung von Heimatvertriebenen aus 
den Ländern Bayern, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Aus den Ländern Bayern, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein (Abgabeländer) sind 
in der Zeit vom 1. Januar 1951 bis 31. Dezem- 
ber 1951 insgesamt 300 000 Heimatvertrie- 
bene, und zwar aus dem Lande Schleswig- 
Holstein 150 000, aus Niedersachsen ’ 100 000 
und aus Bayern 50 000 Heimatvertriebene 
in die übrigen Länder des Bundesgebietes 
mit Ausnahme der Länder Ham- 
burg und Bremen (Aufnahmeländer) 
umzusiedeln. 

(2) Die Gesamtzahl der umzusiedelnden 
Heimatvertriebenen ist auf die einzelnen 
Aufnahmeländer unter Berücksichtigung ihres 
derzeitigen Anteils an Heimatvertriebenen so- 
wie ihrer wirtschaftlichen Struktur und 
Wohnraumlage aufzuteilen. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsiedlung von Heimatvertriebenen aus 
den Ländern Bayern, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Aus den Ländern Bayern, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein (Abgabeländer) sind 
in der Zeit vom 1. Januar 1951 bis 31. Dezem- 
ber 1951 insgesamt 300 000 Heimatvertrie- 
bene, und zwar aus dem Lande Schleswig- 
Holstein 150 000, aus Niedersachsen 85 000 
und aus Bayern 65 000 Hedmatvertriebene 
in die übrigen Länder* des Bundesgebietes 
(Aufnahmeländer) umzusiedeln. 


(2) entfällt 
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Entwurf 

(3) Heimatvertriebene, die außerhalb der 
behördlichen Umsiedluntgsmaßnahme in der 
Zeit vom 1. Januar 1951 bis 31. Dezember 1951 
aus einem Abgabeland in ein Aufnahmeland 
abwandem, sind im Rahmen des Wande- 
rungsgewinnes auf das Umsiedlungskontin- 
gent des nächstfolgenden Jahres anzurechnen. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 
(3) entfällt 


§ la 

(1) Die Länder Baden, Bremen, Hamburg, 

Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland- 

Pfalz, Württemberg-Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern haben bis zum 30. Septem- 
ber 1951 vorerst 200 000 Heimatvertriebene 
aufzunehmen, und zwar 

aus dem Lande Bayern 40 000 

aus dem Lande Niedersachsen 60 000 

aus dem Lande Schleswig-Holstein 100 000. 

(2) Von der Gesamtzahl der nach Absatz 1 
aufzunehmenden Heimatvertriebenen ent- 


fallen auf die Länder 

Baden 16 000 

Bremen 2 000 

Hamburg 5 000 

Hessen 5 000 

Nordrhein-Westfalen 115 000 

Rheinland-Pfalz 18 000 

Württemberg-Baden 25 000 

Württemberg-Hohenzollern 14 000. 


(3) Die Länder Hamburg und Bremen kön- 
nen die in Absatz 2 genannten Kontingente 
von Heimatvertriebenen bevorzugt im Wege 
der Familienzusammenführung auf nehmen. 

(4) Von den in Absatz 2 genannten Zahlen 
sind 20 vom Hundert aus Bayern, 30 vom 
Hundert aus Niedersachsen und 50 vom Hun- 
dert aus Schleswig-Holstein zu übernehmen, 

(5) Die Bundesregierung kann auf Antrag 
eines beteiligten Landes die in Absatz 4 ge- 
nannten Verhältniszahlen ändern, solange 
über die Gesamtzahl zwischen den beteiligten 
Ländern noch keine endgültigen Verein- 
barungen getroffen worden sind. Die beteilig- 
ten Länder sind vor der Abänderung zu 
hören. 

§ Ib 

(1) Innerhalb der im § la Absatz 2 be- 
stimmten Zahlen sind aus Bayern 4000, Nie- 
dersachsen 6000 und Schleswig-Holstein 
10 000 Renten-, Pensions- und Fürsorgeemp- 
fänger mit ihren in Familien-, Haushalts- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


oder Lebensgemeinschaft lebenden Angehöri- 
gen aufzunehmen, und zwar von 


Baden 3500 

Nordrhein-Westfalen 7500 

Rheinland-Pfalz 5000 

Württemberg-Baden 2000 

Württemherg-Hohenzollern 2000. 


(2) Innerhalb dieser Personengruppen sind 
die Fürsorgeempfänger entsprechend dem An- 
teil der heimatvertriebenen Fürsorgeempfän- 
ger an der Gesamtzahl der Fürsorgeempfänger 
zu berücksichtigen. 


§ Ic 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Verteilung der im § la noch nicht berück- 
sichtigten weiteren 100 000 Heimat vertriebe- 
nen für das Jahr 1951 durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates nach 
den Grundsätzen dieses Gesetzes zu regeln. 

§ Id 

Die Umsiedlung wird entweder in einem 
hchördlich gelenkten Umsiedlungsverfahren 
oder als Umsiedlung ohne behördliche Len- 
kung durchgeführt. 


§ le 

Ein gelenktes Umsied ?ungs verfahren ist ge- 
geben, wenn ein Heimatvertriebener auf 
Grund freiwilliger Meldung bei der Landes- 
fiüchtiingsverwaltung des Abgabelandes vom 
Beauftragten des Aufnahmelandes mit Zu- 
stimmung des Abgabelandes als Umsiedler 
angenommen und im behördlich veranlaßten 
Sammel- oder Einzeltransport in das Auf- 
nahmeland umgesiedelt wird. 

§ If 

Ein Heimatvertriebener wird als Umsied- 
ler, der ohne gelenktes Verfahren über- 
nommen werden soll, nur anerkannt: 

a) wenn er im Abgabeland ordnungsgemäß 
Aufnahme gefunden hatte, 

b) wenn ihm im Aufnahmeland ausreichen- 
der Wohnraum zur Verfügung steht, 

c) w^enn im Aufnahmeland die umsiedlungs- 
willigen Angehörigen seiner Familien-, 
Haushalts- oder Lebensgemeinschaft Auf- 
nahme gefunden haben. 
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Entwurf 


§ 2 

Heimatvertriebener im Sinne dieser 
Verordnung sind deutsche 
Staatsangehörige und deutsche 
V 0 1 k s a n g e h ö r i g e , die am 1 . Se})- 
t e m b e r 1 939 oder zu einem späte- 
ren Zeitpunkt ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt 
außerhalb des Bereichs der vier 
Besatzungszonen und der Stadt 
Berlin hatten und dorthin nicht 
zurückkehren können, es sei 
denn, daß der Wohnsitz oder 
dauernde Aufenthalt nach dem 
31. Dezember 1937 in ein von der 
deutschen Wehrmacht besetztes 
oder in den deutschen Einfluß- 
bereich ein bezogenes Gebiet 
verlegt wurde, um die durch die 
Maßnahmen des Nationalsozia- 
lismus geschaffene militärische 
oder politische Lage auszu- 
nutzen. 


§ 3 

Die Aufnahmeländer haben die umzusie- 
delnden Heimatvertriebenen von den Län- 
dern Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 
Bayern im Verhältnis von 3:2:1 in gleich- 
mäßigen monatlichen Quoten zu übernehmen. 


§ 4 

(1) Die Heimatvertriebenen sind auf frei- 
williger Grundlage unter Wahrung 
der Familien-, Haushalts- und Lebens- 
gemeinschaft umzusiedeln. Ledige und 
lediggehende Heimatvertrie- 
bene, die aus einer Familien-, 
Haushalts- und Lebensgemein- 
schaft hinaus gehend in einem 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


§ lg 

Es haben die Länder 


Baden 

Hessen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Württemberg-Baden 

Württemberg-Hohenzollern 


wenigstens 

wenigstens 

wenigstens 

wenigstens 

wenigstens 

wenigstens 


12 000 
1000 
75 000 
13 000 
16 000 
11000 


lleimatvertriehene im behördlich gelenkten 
ümsiedlungsverfahren aufzunehmen. 


§ 2 

(1) Bis zu einer bundesgesetzlichen Rege- 
lung gilt' als Heimatvertriebener im Sinne 
dieses Gesetzes, w^er im Abgabeland als sol- 
cher anerkannt ist. 

(2) ln begründeten Einzelfällen kann das 
Abgabeland mit Zustimmung der Aufnahme- 
länder Ausnahmen zulassen. 


§ 3 

Die Aufnahmeländer haben die umzusie- 
delnden Heimatvertriebenen von den Län- 
dern Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 
Bayern, unbeschadet einer abweichenden Re- 
gelung gemäß § la Absatz 5, im Verhältnis 
10 : 6 : 4 in möglichst gleichmäßigen monat- 
lichen Quoten fristgerecht zu übernehmen. 

§ 4 

Die Heimatvertriebenen sind auf Grund 
freiwilliger Meldung unter Wahrung der Fa- 
milien-, Haushalts- oder Lebensgemeinschaft 
umzusiedeln. Ob eine solche Gemeinschaft be- 
steht, bestimmen nicht nur der Verwandt- 
schaftsgrad, sondern auch die im Einzelfall 
gegebenen sozialen und wirtschaftlichen Um- 
stände. 
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Entwurf 

Aufnahmeiande Aufnahme fin- 
den, sind auf das Umsiedlungs- 
kontingent erst anzurechnen, 
wenn die Angehörigen dieser Ge- 
meinschaft gleichfalls umge sie- 
delt worden sind. 

(2) Die Umsiedlung der Heimatvertriebenen 
hat auf der Grundlage ihrer soziologi- 
schen und berufsmäßigen Struktur in den 
Abgabeländern zu erfolgen; dabei ist auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Aufnahme- 
länder nach Möglichkeit Rücksicht zu neh- 
men. Die Aufnahmeländer sind verpflichtet, 
die Umsiedler wohnraummäßig entsprechend 
den allgemeinen Wohnverhältnissen der ein- 
heimischen Bevölkerung unterzubringen und 
um ihre beschleunigte arbeitsmäßige Ein- 
gliederung bemüht zu sein. 

siehe j 4 Absatz 2 Satz i 


siehe § 4 Absatz 2 Satz 2 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


siehe j' 4 a 


siehe 1 4 c 


§ 4a 

Die Umsiedlung der Heimatvertriebenen 
hat unter Berücksichtigung ihrer soziologi- 
schen und berufsmäßigen Struktur in den Ab- 
gabeländern zu erfolgen; dabei ist auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse ider Aufnahme- 
länder nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. 

§ 4b 

Bei der Auswahl der Umsiedler sind alle 
Berufe, insbesondere auch die Angehörigen 
der zulassungspflichtigen und freien Berufe, 
anteilmäßig zu berücksichtigen. Die Vor- 
schriften des § Ib werden hierdurch nicht be- 
rührt. 

§ 4c 

Die Aufnahmeländer sind verpflichtet, die 
Umsiedler wohnraummäßig entsprechend den 
allgemeinen Wohnverhältnissen der einheimi- 
schen Bevölkerung unterzubringen und um 
ihre beschleunigte arbeitsmäßige^ Eingliede- 
rung bemüht zu sein. 

§ 4d 

(1) Die Kosten der Umsiedlung einschließ- 
lich der notwendigen Verwaltungsaufwendun- 
gen trägt nach Maßgabe des § 14 Absatz 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 2 Nr. 4 des Ersten 
Überleitungsgesetzes vom 28. November 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 773) der Bund, wobei die 
Kosten bis zum Reiseziel vom Abgabeland 
und die weiteren Kosten vom Aufnahmeland 
verrechnet werden. 

(2) Bei der Umsiedlung ist die wirtschaft- 
lichste Transportart zu wählen. Bei der ge- 
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E n t w u r f 


§ 5 

Die Länder Hamburg und Bremen haben 
anstelle ihrer Beteiligung am Spitzenausgleich 
solchen Personen, die am 1. September 1939 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
dort hatten und bis zum 7. Mai 1945 ihren 
Wohnort aus kriegsbedingten Gründen vor- 
übergehend verlassen haben, die Zuzugs- 
genehmigung zum Zwecke der Rückkehr zu 
erteilen und ihnen vordringlich Wohnraum 
zur Verfügung zu stellen. Dasselbe gilt für 
die seitdem geborenen Abkömmlinge dieser 
Personen. Die Rückführung dieser Evakuier- 
ten muß innerhalb 2 Jahren beendet sein. 

§ 6 

Die Kosten für die Umsiedlung der Heimat- 
vertriebenen sowie für die Rückführung der 
Evakuierten in die Länder Hamburg und 
Bremen (§ 5) trägt im Rahmen des Artikels 
120 des Grundgesetzes der Bund. 


§ 7 

Die Bund^regierung erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundes rat es die 
erforderlichen Durchführungs- 
bestimmungen. 


B s c h 1 ü 8 s e d e s 22. A u .s s c h u s s e s 

lenkten Umsiedlung sollen Einzeltransporte 

nur in folgenden Fällen durchgeführt wer- 
den: 

1. Bei Umsiedlungen in Länder oder Landes- 
teile, in die ein Sammeltransport nicht 
läuft; 

2. bei Umsiedlungen, die durch Anschluß an 
einen Sammeltransport nicht verbilligt 
werden; 

3. bei Familienzusammenführungen, sofern 
der Anschluß an einen Sammeltransport 
für die Umsiedler zu einer nicht zumut- 
baren Verzögerung der Vereinigung der 
Familie führen würde; 

4. bei Umsiedlern, die wegen Aufnahme einer 
Arbeit oder aus sonstigen zwingenden 
Gründen nicht auf den Anschluß an einen 
Sammeltransport warten können, ohne daß 
der Zweck der Umsiedlung gefährdet 
wird, 

§ 5 

entfällt 


§ 6 

entfällt 


§ 6a 

Hinsichtlich der die Umsiedlung fördernden 
Maßnahmen gilt die Umsetzung von Heimat- 
vertriebenen innerhalb eines Landes als Um- 
siedlung im Sinne des Gesetzes. Die Bestim- 
mungen des § la Absätze 1 und 2 bleiben un- 
berührt. 

§ 7 

(1) Die Bundesregierung wird zur Durch- 
führung dieses Gesetzes ermächtigt, hinsicht- 
lich der gebietsmäßigen Verteilung der Hei- 
matvertriebenen auf die Aufnahmeländer 
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Entwurf 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


und der zeitlichen Übernahme der Heimat- 
vertriebenen durch diese Länder, ferner zur 
gleichmäßigen Erfassung des vorhandenen 
Wohnraumes und zur Durchführung der er- 
forderlichen Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Wohnungsbaues zum Zwecke der wohn- 
lichen Unterbringung der umgesiedelten Hei- 
inatvertriebenen in den Aufnahmeländern so- 
wie zur Auswahl der Umsiedler Einzel- 
weisungen zu erteilen, 

(2) Um den Ländern ihre Aufnahmever- 
verpflichtung zu erleichtern, werden für die 
Schaffung des für die Unterbringung der Um- 
siedler erforderlichen neuen Wohnraums Bun- 
deshaushaltsmittel zusätzlich zur Verfügung 
gestellt, soweit die nachstellige Finanzierung 
nicht aus anderen öffentlichen Mitteln ge- 
deckt werden kann, 

(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften erläßt der Bundesminister für Ver- 
triebene. 


§ 8 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


§ 8 

unverändert 
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